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Stettin, Kirchplatz Nr. 3. 


Deutſcher Reichstag. 
46. Sitzung vom 5. Mai 


Präſtdent Graf von Arnim eröffnet die 
Sitzung um 11 ½ Uhr mit geſchäftlichen Mitthei⸗ 


lungen. 


Am Tiſche des Bundesrathes: Hofmann, Mini- 
ſterlaldirektor Jacobi, Geh. Räthe Nieberding und 
Lohmann, Unterſtaatsſekretür im Reichs Schatzamt 


Scholz. 


Die Kommiſſion für die revidirte Elbſchifffahrts⸗ 
akte iſt gewählt und hat ſich konſtituirt: Abgg. von 
Seydewitz und Frhr. v. Wendt, Vorſitzende, Eyſoldt 


und v Neumann, Schriftführer. 
Tagesordnung: 


. Fortſetzung der zweiten Berathung über 


die Anträge von Seydewitz und Genoſſen betref⸗ 
fend die weitere Abänderung der Gewerbe-Ord⸗ 
nung. 

Bezüglich der Anträge betreffend den Gewerbe- 
betrieb der Auktionatoren, Hauſirgewerbe, Wander- 
lager u. ſ. w. ſchlägt die Kommiſſion vor, die⸗ 
ſelben als Material für eine weitere Abänderung 
der einjchlögigen Paragraphen dem Reichskanzler 
zu überweiſen, dabei das völlige Verbot der 
Wanderlager und Waarenauktionen in Betracht zu 
ziehen. 

Abg. Schwarz (Würtemberg) kann ſich nur 
zuſtimmend dieſen Anträgen gegenüber ausſprechen. 
Die Wanderlager ſeien ein Krebsſchaden für den 
legitimen Handels- und Gewerbebetrieb; der früher 
blühende Handel mit Schwarzwälder Uhren habe 
ſchwer gelitten ſeit der völligen Freiheit des Hau- 
firhandels, der das Volk mit billigem Schund über⸗ 
ihwenm. b 


2 
. 


Fer 


We hr unter Hintanſetzung der Ruͤck⸗ 
ſicht auf das große Ganze die -ignatura temporis 
zu werden beginnt, zeigt die eben gehörte Ausfüh- 
rung ſchlagend. Wer verwehrt denn bis jetzt den 
Schwarzwäldern, mit ihren Uhren durch die ganze 
Welt hauſiren zu gehen? Gingen die Wünſche des 
Abg. Schwarz in Erfüllung, ſo möchte auch dieſem 
Handel, ſo legitim er iſt, bald ein Ende gemacht 
werden. Beſonders erſtaunt aber bin ich darüber, 
daß die Leipziger Handelskammer in Bezug auf die 
Rauchwaarenbranche ſich gegen Privat-Auktionatoren 
ausgeſprochen hat. Wollten wir alle ſolche Rück⸗ 
ſchritte gutheißen, ſo würden wir bald hinter China 
angekommen ſein. Das Auktionsſyſtem in Leipzig 
unterſcheidet ſich denn doch ſehr weſentlich von den 
gewöhnlichen Auktionen, es ſind Weltmarktauktionen, 
die für den Verkehr geradezu unentbehrlich find. 
Die vielen Petitionen gegen den Hauſirhandel ent- 
ſpringen zum großen Theil dem häßlichſten Brodneid, 
und vielfach ſtehen die Hauſirer an Intelligenz und 
Strebſamkeit auf einem thurmhohen Standpunkt 
gegen diejenigen, welche Klagen gegen ſie erheben. 
So wird z. B. mit dem Ausſchußporzellan, das 
ſich kleiner Schönheits- oder ſonſtiger Fehler erfreut, 
oft ſtatt des regelmäßigen Handels eine Auktion 
veranſtaltet, worin ich etwas geſchäftlich Unzuläſ⸗ 
ſiges nicht entdecken kann. Nachdem endlich bezüg⸗ 
lich der Wanderlager die Einzelſtaaten ſchon beträcht⸗ 
liche Beſchränkungen haben eintreten laſſen, halte 
ich es nicht für angezeigt, noch weitere Repreſſiv⸗ 
Maßregeln zu treffen, und jo bitte ich, die An- 
träge der Kommiſſion abzulehnen. 

Abg. Kayſer beantragt, den Kommiſſions⸗ 
Vorſchlägen noch hinzuzufügen: „Es möge bei der 
Regelung des Hauſirgewerbes in Berückſichtigung 
gezogen werden, ob dieſer Betrieb mit ſelbſtgefertig⸗ 
ten oder mit fremden Waaren geſchieht.“ 

Abg. br. Reichenſperger (Krefeld) 
tritt für die Kommiſſionsfaſſung ein. Für die 
Aufhebung der abſoluten Auktlonsfreiheit komme 
namentlich eine Petition der Notare Rheinheſſens 
in Betracht, denen jeit 1869 die Befugniß zur al- 
leinigen Vornahme von Auktionen entzogen iſt, und 
die die Mißſtände des jetzigen Zuſtandes in grellen 
Farben ſchildern. Nicht nur alle Arten von Mo- 
bilien, ſondern ſelbſt Immobilien werden von den 
ſogenannten Böhnhaſen verſteigert. Dieſem Unweſen 
müſſe endlich geſteuert werden. 

Abg. Ackermann wendet ſich gegen die 
Ausführungen des Abg. Löwe. Die große Zahl 
der gegen die Wanderlager gerichteten Petitionen 
beweiſe zur Genüge, daß dieſelben in gleicher Weiſe 
den legitimen Handel wie das kaufende Publikum 
ſchädigen. Ebenſo ſei in Bezug auf die Auktionen 
ein großes Unweſen eingeriſſen. Das Amt eines 
Auktionators erfordere einen Mann, deſſen Solidi⸗ 


TF Air 
ewe (Berlin): Daß das Verdrängen 


tät verbürgt ſei, und die Freigabe dieſes Gewerbes 
jet ein großer politiſcher Fehler geweſen. Durchaus 
unbegründet ſei die Bemerkung des Abg. Löwe, 
daß die Petitionen beſonders durch Brodneid her- 
vorgerufen ſeien. 

Hierauf wird die Diskuſſton geſchloſſen. 

Der Referent Abg. Schmiedel weiſt auf 
das öffentliche Intereſſe hin, welches die Regulirung 


Redner beantragt Annahme der Kommiſſtonsvorſchläge 
und bittet, die eingegangenen Petitionen für erledigt 
zu erklären. 

Das Haus beſchließt demgemäß. 

Es folgt die Berathung über den ferneren 
Antrag der 10. Kommiſſion, den Herrn Reichskanzler 
aufzufordern, in eine Reviſton des Titels 6 der 
Gewerbeordnung zum Zwecke einer weiteren Ent- 
wickelung der den Innungen zuſtehenden gewerbe⸗ 
rechtlichen Befugniſſe einzutreten und dabei ine be⸗ 
ſondere von 10 genau ſpezialiſirten Geſichtspunkten 
auszugehen. Es ſollen danach fakultative Janun⸗ 
gen eingeführt werden, welche den Behörden ge- 
genüber als legitime Vertreterinnen der betreffenden 
Gewerbe gelten ſollen; die Landesbehörden ſollen 
Normativbeſtimmungen für die Bildung neuer oder 
die Umwandlung ſchon beſtehender Innungen er⸗ 
laſſen. Den Innungen ſollen die Prüfungen der 
Lehrlinge und Geſellen zuſtehen und nur den In⸗ 
nungsmitgliedern das Annehmen von Lehrlingen ge- 
ftattet ſein. 

Der Referent Abg. Ie. Freiherr v. Hert⸗ 
ling befürwortet die Vorſchläge der Kommiſſton. 
Das Handwerk bedürfe durchaus der geſetzlichen Or⸗ 
ganiſation, ohne Baſis ſei es ihm unmöglich, den 
ſchwierigen Kampf mit dem Großkapital und dem 
entwickelten Maſchinenweſen irgendwie erfolgreich zu 
führen. Die Anträge auf Neubelebung des In⸗ 
nungsweſens ſeien aus allen Zweigen des Hand- 
werks von Juhr zu Jahr in immer größerer Anzahl 
an den Reichstag gelangt. Den Wünſchen der 
Gegner dieſer Ordnung werde genügend Rechnung 
getragen, wenn die Innungen vorläufig nur fakul⸗ 
tativ eingeführt werden. Der Zweck der Innung 
ſoll vor Allem in Förderung der gemeinſamen ge- 
werblichen Intereſſen, ſowie darin beſtehen, daß 
durch geeignete Einrichtungen der Gemeingeiſt, das 
Bewußtſein der Standesehre, der Rechte und Pflich⸗ 
ten ſelbſtſtändiger Meifter gegenüber den Lehrlingen 
und Geſellen, den Mitmeiſtern und dem Publikum 
lebendig erhalten wird. Er (Redner) warne aller ⸗ 
dings in Hinſicht auf die Regulirung des Gewerbes 
vor einer Ueberſchätzung legislativer Maßregeln; der 
energiſchen Initiative und der eigenen Thätigkeit 
der Betheiligten müſſe hier Vieles überlaſſen blei⸗ 
ben; deshalb habe die Kommiffion auch davon Ab- 
ſtand genommen, die Zwangsinnungen zu empfeh- 
len; dieſelben verböten ſich ſchon bei der Verſchie· 
denheit der Gewerbe, bei der Mannigfaltigkeit in 
den ſozialen und wirthſchaftlichen Verhältniſſen der 
Einzelnen von ſelbſt. Redner empfiehlt die Annahme 
der Kommiſſionsbeſchlüſſe. 


Abg. D. Delbrück: Ich erkenne es als 
wünſchenswerth und als Aufgabe der Geſetzgebung 
an, daß dem ſelbſtſtändigen Handwerk die Konkur⸗ 
renz mit dem Großbetrieb ermöglicht und erleich- 
tert wird. Ich bezweifle aber, ob die Innung die 
einzig geeignete Form hierfür iſt. Ich erinnere Sie 
in dieſer Beziehung an die gewerblichen Organiſa⸗ 
tionen der Neuzeit, insbeſondere an die Genoſſen⸗ 
ſchaften und die Gewerkvereine. Dennoch bin ich 
keineswegs abgeneigt, die beſtehenden Innungen in 
ſoweit zu fördern, als ſie überwiegend allgemeine 
Intereſſen pflegen. Solchen überwiegend allgemei- 
nen Intereſſen ſtehen aber die Beſtimmungen ent- 
gegen, welche die Kommiſſionsvorſchläge unter Nr. 5 
und Nr. 7 enthalten. In dem erſteren Falle han⸗ 
delt es ſich um die Uebertragung der Aufſicht über 
das geſammte Lehrlings- und Geſellenweſen eines 
beſtimmten Gewerbes an die Innung, in dem zwei⸗ 
ten um Statuirung eines Exkluſivrechts für In⸗ 
nungsmitglieder, Lehrlinge zu halten. Ich halte es 
für legislativ unzuläſſig, ſolche Rechte durch die hö- 
here Verwaltungsbehörde auf die Innungen über⸗ 
tragen zu laſſen, ohne daß die beſtimmten Voraus- 
ſetzungen bezeichnet werden, unter denen dies zu- 
läſſig ſein ſoll. Die Kommiffionsfafjung ſtellt es 
lediglich in das diskretionäre Ermeſſen der Behörde, 
ob fie den bezüglichen Beſchlüſſen der Gemeindebe⸗ 
hörde Folge geben will oder nicht. Es iſt hier 


der Beauſſichtigung der Wanderlager und Auftiona- die mit 20, 30 und mehr Geſellen arbeiten. 
toren von Staatswegen erheiſche und widerlegt die der Nr. 8 find die Gewerbegerichte angedeutet; dle— 
Anführungen des Abtz. Löwe als nicht ſtichhaltig. ſelben find indeſſen z. B. in der preußiſchen Rhein- 


immer vom Handwerk die Rede, ohne daß man im 
Stande iſt, eine Grenze zwiſchen Handwerk und Fa⸗ 
brikationsbetrieb anzugeben. In der That exiſtirt 
eine ſolche Grenze auch jetzt kaum. Auch der kleine 
Handwerker wird in der Lage ſein, die elementaren 
Kräfte für ſeine Zwecke dienſtbar zu machen; ebenſo 
e wird die Zahl der Arbeiter ein hinreichendes 
Kriterium abgeben, da es Handwerksbetriebe giebt, 

ö Ju 


provinz und in Elſaß-Lothringen nach verſchiedenen 
Grundſätzen eingerichtet. Dort beſteht die eine 
Hälfte aus Fabrikanten, die andere aus Werk- 
meiſtern; hier die eine aus Arbeitgebern, die an- 
dere aus Arbeitnehmern. In der Rheinprovinz 
würden alſo die Verhältniſſe dahin führen, daß die 
Innungen die zweite Kategorie darſtellten; in Eljaß- 
Lothringen würden ſämmtliche Fabrikanten an den 
Rechtsentſcheidungen Theil haben und nur die In- 
nungen allein in dem Gericht ſitzen. Jedenfalls 
wird nach dieſer Richtung hin eine weſentliche Ein⸗ 
ſchränkung nothwendig ſein. (Beifall.) 

Abg. v Helldorff⸗Bedra: Die Be 
denken, welche der Abg. Delbrück vorgetragen hat, 
glaube ich, hätte er beſſer aufgeſchoben bis zur Zeit, 
wo wir die Reviſion des Tit. 6 der Gewerbeord- 
nung bereits in Angriff genommen haben. Jetzt 
handelt es ſich darum, den Herrn Reichskanzler für 
unſere Beſtrebungen zu gewinnen. Wir wollen für 
das Handwerk eine größere Ausbildung der korpo⸗ 
rativen Verbände, eine Stärkung der Autonomie 
derſelben und auch die Zuwendung öffentlicher Mittel 
für dieſelben. Vorläufig will der Antrag der Kom⸗ 
miſſion den Eintritt in die Innung nicht obligato⸗ 
riſch machen, und was in dem Antrage als Zweck 
der Innung angegeben iſt, wird doch auch Abg. 
Delbrück nicht angreifen wollen. Was die weite- 
ren Geſichtspunkte betrifft, deren Berückſichtigung in 
Anregung gebracht wird, jo wird es doch Jeder- 
mann natürlich finden, daß man der Autonomie der 
Innungen ſo viel zugeſtehen muß, daß dieſelben das 
Recht haben müſſen, diejenigen auszuſchließen, welche 
nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte oder in 
Folge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung 
über ihr Vermögen beſchränkt ſind. Das iſt im 
Uebrigen keine Neuerung, ſondern ſteht auch im 
Texte der Gewerbeordnung des Jahres 1869. All- 
gemein aber ſind die Klagen über den Mangel an 
genügender Ausbildung der Lehrlinge, und uns hat 
in dieſer Beziehung eine Menge ſtatiſtiſcher Daten 
in der Kommiſſion vorgelegen, welche zeigen, daß 
dem Kleingewerbe hier durchaus Hülfe Noth thut, 
beſonders gegenüber der Macht der Großinduſtrie. 
Zucht und Ordnung müſſen bei dem deutſchen 
Handwerk jetzt wieder mehr zu Anſehen kommen. 
Dabei wird durchaus nicht gegen das Prinzip der 
Freiheit verſtoßen, worüber die Gegner immer Ha- 
gen, wenn der Zügelloſigkeit geſteuert werden ſoll. 
Es wundert mich wirklich, daß auf der linken Seite 
jo wenig Neigung und Verſtändniß für Selbſtver⸗ 
waltung iſt, welche wir anftreben, zumal dieſe Form 
ein Damm gegen die weitere Ausdehnung des Elends 
iſt. Der Einwurf, daß die Ausbildung von Leu- 
ten für den Fabrikbetrieb durch die Organifation 
des Lehrlingsweſens nach den vorgeſchlagenen Grund⸗ 
ſätzen leiden könnte, iſt durchaus unbegründet. Und 
wenn Abg. Dr. Delbrück auf die Mißbräuche im 
Prüfungsweſen hinweiſt, jo will ich dieſe nicht leug⸗ 
nen, aber Mißſtände giebt es eben bei allen Inſti⸗ 
tutionen, deshalb dürfen wir doch dieſe ſelbſt nicht 
perhorresciren. Unſere Vorſchläge ſind durchaus 
maßvoll, die meiſten Petitionen gehen weit über 
unſere Forderungen hinaus, wobei eben die Peten- 
ten die vielen entgegenſtehenden praktiſchen Schwie- 
rigkeiten überſehen. Wollten wir populäre Agita- 
tion treiben, ſo könnten wir z. B. die obligatortſche 
Einführung von Arbeitsbüchern für alle Arbeiter 
fordern und wir würden den ganzen Gewerbeſtand 
hinter uns haben. Wenn wir aber dem Handwerk 
helfen wollen, ſo dürfen wir den vielen Petitionen 
gegenüber nicht länger unthätig verharren, das Volk 
verlangt endlich poſitive Thaten, und e ſolche erſte 
That iſt die Einrichtung und Förderung korporati⸗ 
ver Innungen. (Beifall.) 


behrt die Behauptung, daß die Zahl der Lehrlinge 
abgenommen, der thatſächlichen Grundlage, nament⸗ 
lich iſt es falſch, daß das Lehrlingsweſen in den 
Fabrikgewerben gar keine Berückſichtigung mehr 
finde. Redner hält es für unmöglich, den natür⸗ 
lichen Entwickelungsgang unſerer Induſtrie durch die 
Geſetzgebung hemmen zu wollen. Die liberale 
Partei habe allerdings Sympathie für die Selbſt⸗ 
verwaltung; die Selbſtverwaltung, die hier gefordert 
werde, ſei aber eine ſolche der Polizei. Seine 
Partei unterſtütze gern jede berechtigte Agitation, 
weiſe aber jede Agitation als unberechtigt zurück, 
welche den Zwang wolle. Redner hält es für in- 
opportun, im gegenwärtigen Augenblick der Regie- 
rung zu einer ſolchen Geſetzgebung die Direktive 
geben zu wollen; die Antragſteller hätten gut ge- 
than, erſt das Reſultat der in dieſem Jahre in 
Ausſicht genommenen Gewerbezühlung abzuwarten. 
Solche Zwangsinftitutionen, die nicht im natür- 
lichen Leben wurzeln, ſondern künſtlich in daſſelbe 
hineingetragen würden, weiſe er auf das Entſchie⸗ 
denſte von ſich. Er beſtreite, daß die Gewerke bei 
uns nicht korporativ organiſirt fein. Man möge 
nur an die rapide Entwickelung des Genoſſenſchafts⸗ 
weſens nach dem Schulze-Delitzſch'ſchen Syſtem 
denken. Auf dieſem Gebiete müſſe man fortarbeiten. 
Schon jetzt ſeien die Genoſſenſchaften größer, als 
jemals die Zünfte geweſen ſeien. Redner geht auf 
die einzelnen Punkte der Kommiſſtonevorſchlaͤge ſehr 
ausführlich ein und kommt zu dem Schluß, daß die⸗ 
ſelben für ihn unannehmbar ſeien. 

Abg. Stumm bekämpft die Darlegungen des 
Vorredners. Die Genoſſenſchaften hätten nichts 
mit den Innungen zu thun, eine Beſchränkung der 


Geiverbefreifeit jei nothweabig. Die im Reichstage 


eingegangenen Petitionen gingen noch viel weiter. 
Die Hamburger Wahl beweiſe am deutlichſten, mit 
welcher Energie die Handwerkerpartei an ihren Be⸗ 
ſtrebungen feſthalte. Die Handwerker hätten ſich 
in Hamburg der Wahl enthalten. Die Kommiſſions⸗ 
vorſchläge hielten die richtige Mitte zwiſchen Zwang 
und Freiheit und ſeien, wenn die Geſetzgebung im 
Sinne deſſelben vorgehe, wohl geeignet, die kor⸗ 
porative Zuſammengehörigkeit des Handwerkerſtan⸗ 
des zu heben und zu befeſtigen. Redner empfiehlt 
ſodann ein Amendement bezüglich der Lehrlinge prü⸗ 
fungen. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 

Referent Abg. Schr. v. Hertling em- 
pfiehlt nochmals unter großer Unruhe des Hauſes 
die Kommiſſionsbeſchlüſſe, die ſodann mit dem Amen⸗ 
dement in namentlicher Abſtimmung mit 152 gegen 
102 Stimmen angenommen werden. 

Dann wird die Sitzung vertagt. 

Nächſte Sitzung: Freitag 11 Uhr. 

Tages ordnung: Wuchergeſetz und Viehſeuchen⸗ 
geſetz. 

Schluß 5% Uhr. 


Deutſchlaud. 


* Berlin, 5. Mai. Wie rege die Bethei⸗ 
ligung iſt, welche das Publikum der Fifcherei-Aus- 
ſtellung zuwendet, zeigen folgende auf zuverläſſigen 
Ermittelungen beruhende Daten: Es wurden vom 
21.—30. April au der Kaſſe verkauft 4565 Bil- 
lette zu 1 Mark, 67,664 Billette zu 50 Pf. und 
7850 Billette zu 25 Pf. Durch die Pferde -Ei⸗ 
ſenbahn wurden 5359 Billette der verſchiedenen 
Klaſſen verkauft. Die Geſammtſumme beträgt ſo- 
nach 85,338 Stück; es beſuchten alſo in den er⸗ 
ſten zehn Tagen durchſchnittlich 8533 Perſonen täg⸗ 
lich die Ausſtellung. 

Auf Anregung des Reichskanzleramts haben 
die deutſchen Küſtenſtaaten ſeit dem 1. Januar 1874 
halbjährliche Ueberſichten über die Zahl der vorge- 
nommenen Vollmatroſen Anheurungen und den durch⸗ 
ſchnittlichen Geldbetrag der in den einzelnen Mona⸗ 
ten vereinbarten Heuern von den inländiſchen See- 
mannsämtern aufſtellen laſſen. Dieſen Nachweiſen 
ſchloſſen ſich ſeit dem 1. Juli 1874 halbjährliche 
Verzeichniſſe der bei den einzelnen Seemannsämtern 
ſtattgehabten Anmuſterungen unbefahrender Schiffe⸗ 
jungen an. Seit demſelben Jahre wurden von 


einer Anzahl Scemannsämter im Auslande bezw. 


Konſulate auch Aufzeichnungen über Deſertionen 


Abg. Wöllmer: Der frühere Abg. Bauer von Mannſchaften der deutſchen Handelsmarine in 


hatte auch die Zwangsinnungen auf ſeine Fahne 


den wichtigſten Häfen zuſammengeſtellt. 


Die Ergeb- 


geſchrieben. Wo iſt Herr Bauer und wo die große niſſe aller dieſer Aufſtellungen hat das Kaiſerl. Sta- 
zünftleriſche Partei in Hamburg? Daß das Klein- tiſtiſche Amt für die Jahre 1874 —77 im 30. 
gewerbe von dem Großbetriebe überwuchert und Bande der Statiſtik des deutſchen Reichs mitgetheilt. 
aufgeſogen wird, iſt arge Uebertreibung; ebenſo ent- Für das Jahr 1878 liegt nunmehr ebenfalls ein 


folder Nachweis vor, in welchem mit den Angaben 
überall ein Rückblick auf die Ergebniſſe der früheren 
Jahre verbunden iſt. 

Es iſt im Reichstage zur Sprache gebracht 
worden, daß nach Mittheilungen in öffentlichen 
Blättern ſeit der Einführung des neuen Zolltarifs 
der Schmuggel aus Rußland nach Preußen erheb- 
lich zugenommen habe. Dieſe Mittheilungen ent⸗ 
ſprechen, wie ich höre, den von den Zollbehörden 
gemachten Erfahrungen nicht. Abgeſehen von den 
vom Zolltarif unabhängigen Vergehen gegen das 
Vieheinfuhrverbot wird amtlich behauptet, daß ein 
ge werbsmäßiger Schmuggel auf den betreffenden 
Grenzſtrecken nur vereinzelt und nicht in größerem 
Umfange, auch nicht mit anderen Waarengattungen 
ſtattfinde als vor Geltung des jetzigen Zolltarifs. 
Daß eine größere Anzahl von Fällen des Gelegen⸗ 
heitsſchmuggels, d. h. der Einſchwärzung verhält⸗ 
nißmäßig geringer Waarenmengen zum eigenen Ge⸗ 
brauch durch Reiſende und Grenzbewohner ſeit der 
Einführung des neuen Zolltarifs entdeckt ſind, fin⸗ 
det Erklärung in der Vermehrung der zollpflichtigen 
Artlkel, zum Theil auch in der Unbekanntſchaft der 
Einbringer mit den neuen Zollbeſtimmungen. Einen 
bedenklichen Umfang hat aber auch dieſer Gelegen- 
heitsſchmuggel nirgends erreicht. An einzelnen Punk⸗ 


ten der holländiſchen Grenze iſt dagegen eine Zu⸗ 


nahme des gewerbsmäßigen Schmuggels, namentlich 


mit Tabak, wenn auch nicht in dem Umfange her⸗ 
vorgetreten, wie von einzelnen intereſſirten Gewerbe; 
treibenden und von einzelnen Zeitungen behauptet 


worden. Den dagegen alsbald und mit Erfolg er⸗ 


griffenen Maßregeln wird es vorausſichtlich in kur⸗ 


zer Zeit gelingen, dem Treiben der Schmuggler ein 
Ende zu machen, zumal wenn mit der beſſeren Jah⸗ 
reszeit vermehrte Gelegenheit zu redlichem Erwerb 
für die Grenzbevölkerung eintritt. 

Berlin, den 5. Mai. Heute Nachmittag fand 
eine Sitzung der Ausſchüſſe für Zoll- und Steuer- 
weſen und für Handel und Gewerbe ſtatt, in wel- 
cher Fürſt Bismarck ſelbſt den Vorſitz übernommen 
hatte. Der preußiſche Antrag bezüglich der Ein- 
verleibung Altonas und eines Theiles der ham— 
burgiſchen Vorſtadt St. Pauli bildete den Gegen- 
ſtand der Berathung, im Zuſammenhang mit dem 
Proteſtantrage Hamburgs. Wie man annimmt, 
handelte es ſich zunächſt um die formelle Behand- 
lung der Angelegenheit, die allerdings für die 
ſchließliche Erledigung leicht als präjudiziell ſich er⸗ 
weiſen kann. Der hamburgiſche Antrag, deſſen 
'achliche Begründung wir bereits mitgetheilt haben, 
belangt zu folgendem Schluß: 

Auf Grund der vorſtehenden Ausführungen 
erachtet der Senat eine die freie Entſchließung 
Hamburgs behindernde Anordnung des Bundesraths, 
wie fie von der königlich preußiſchen Regierung be- 
antragt wird, für unvereinbar mit dem Artikel 34 


der Reichsverfaſſung. Er hegt das feſte Vertrauen, 


daß die hohen Bundesregierungen die fragliche Ver⸗ 
faſſungsbeſtimmung auch gegenwärtig in demſelben 
Sinne auslegen werden, in welchem ſie urſprünglich 
beſchloſſen worden, und daß der Schutz, welchen die 
Reichsverfaſſung den beſonderen Rechten einzelner 
Staaten gewährt, auch im vorliegenden Falle nicht 
werde verſagt werden. 
Es wird beantragt, der Bundesrath wolle be- 
ſchließen: 
daß die Einverleibung eines Theils der ham⸗ 
burgiſchen Vorſtadt St. Pauli in das Zollgebiet 
ohne Zuſtimmung des Senats der freien und 
Hanſeſtadt Hamburg unzuläſſig ſei; 

auch die Beſchlußfaſſung über dieſen Antrag 
der weiteren Berathung des Antrags der könig⸗ 
lich preußiſchen Regierung vom 19. April (Nr. 
86 der Druckſachen) auf Grund eines von dem 
Verfaſſungs -Ausſchuß zu erſtattenden Berichts 
voraufgehen zu laſſen. 

Versmann. 

Die hamburgiſchen Abgeordneten Dr. Wolff⸗ 
ſon und Möring hatten heute eine längere Audienz 
bei dem Reichskanzler, der zu dieſem Zwecke eine 
Zeit lang die Sitzung der Aus ſchüſſe verlaſſen hatte 
Beide Herren ſuchten, wie man uns berichtet, die 
bekaunten Gründe Hamburgs gegen den preußiſchen 
Antrag und ganz beſonders gegen die Trennung der 
Vorſtadt St. Pauli von Hamburg geltend zu ma⸗ 
chen. Der Reichskanzler betonte, daß der weſent⸗ 
lichſte Punkt für ihn die Verfaſſungefrage ſei; hier 
glaube er ſich vollkommen im Rechte zu befinden, 
er werde von ſeiner Anſicht nicht abgehen. 

Was die zolltechniſchen Fragen, namentlich die 
der Einbeziehung von St. Pauli betrifft, fo laute⸗ 
ten ſeine Erklärungen weniger kategoriſch und man 
könnte nach dem, was verlautet, annehmen, daß 
dieſe Seite der Sache noch als offene Frage behan⸗ 
delt wird. Noch weniger günſtig ſoll die Auffaſ⸗ 
ſung lauten, welche die Hamburger Abgeordneten 
von den Abſichten des Reichskanzlers bezüglich der 
Behandlung der Elbſchifffahrt gewonnen haben. Dem 
Antrag, welcher im Reichstag bezüglich der Angele- 
genheit eingebracht werden ſoll, ſtehen übrigens die 
Hamburger Abgeordneten fern. 

— Ueber die Ausſichten, welche ſich für die 
Nachſeſſion des Landtages eröffnen, ſchreibt die „N. 
L. Z.“: 


Wenn die Bemerkungen des Reichskanzlers auf 
der geſtrigen parlamentariſchen Soiree richtig ver- 
ſtanden und gedeutet worden ſind, ſo ſcheint die 
vielbeſprochene geſetzliche Ermächtigung zur Siſtirung 
gewiſſer Beſtimmungen der kirchenpolttiſchen Geſetze 
doch noch in der bevorſtehenden Nachſeſſion des 
Landtags nachgeſucht werden zu ſollen. Die Sef- 
fion, die urſprünglich nur zur Erledigung der Ver⸗ 
waltungsorganiſation einberufen werden ſollte, würde 
damit eine außerordentlich erweiterte Bedeutung ge- 
winnen und voraueſichtlich auch eine anſehnliche 
Zeitdauer in Anſpruch nehmen. Die kirchliche Frage 
iſt ja der Schlüffelpunft unſerer ganzen politiſchen 


Situation. 
eigentlichen Charakter und Inhalt der beanſpruchten 
Ermächtigug kaum die dürftigſten Umriſſe vorliegen, 
voreilig, ſich über das beabſichtigte jedenfalls eigen⸗ 
thümliche geſetzgeberiſche Vorgehen der Regierung 
ein abſchließendes Urtheil bilden zu wollen. Die 
liberale ſowohl, wie die ultramontane Preſſe hat ſich 


Es wäre augenblicklich, wo über den 


bisher gegen den Vorſchlag ziemlich kühl und ab⸗ 
lehnend verhalten, und zwar mit gutem Grund. 
Denn es fehlen heute noch zu ſehr die Anhalts- 


punkte für die Antwort auf die Frage, ob der kirch⸗ 


liche Friede, wie ihn die Regierung im Auge hat, 
ein ſolcher iſt, dem auch von liberaler Seite zuge⸗ 
ſtimmt werden kann, oder ein ſolcher, der nur auf 
den Schultern von Konſervativen und Centrum zu 
errichten iſt.“ 0 

— Die „Agence Havas“ meldet unter dem 
2. d. aus Rom, daß am 1. Mai in Wien zwiſchen 
dem h. Stuhle und der preußiſchen Regierung ein 
Kompromiß abgeſchloſſen worden ſei. Darnach ſolle 
ſeitens der kirchlichen Behörde die Anzeige der für 
einzelne Stellen gewählten Geiſtlichen ftattfinden; 
die Regierung könne aus wichtigen Gründen die 
Gewählten zurückweiſen, worauf der Biſchof der 
Regierung neue Vorſchläge machen könne; es bleibe 
noch die Frage zu erledigen, wer in den Dioöͤzeſen, 
die verwaiſt ſeien oder als ſolche von der Re- 
gierung betrachtet würden, die Anzeige zu machen 
habe. 

Wir hatten Anſtand genommen, dieſe Mit- 
theilung der anerkannt unzuverläſſigen „Agence 
Havas“ auch nur zu erwähnen. Die „Germania“ 
reproduzirt dieſelbe mit der Bemerkung, daß ſie die 
Nachricht nur für eine leere Kombination ohne jede 
thatſächliche Unterlage halte. 

Die Aeußerungen des Reichskanzlers in der 
geſtrigen parlamentariſchen Soiree weiſen darauf 
hin, daß die Rückäußerung des Vatikans auf den 
letzten Staatsminiſterial⸗Beſchluß, wenn fie bereits 
erfolgt ſind, hier als ungenügend betrachtet und 
„Thatſachen“ an Stelle unbeſtimmter Verſprechun⸗ 
gen verlangt werden. Daß aber der Reichskanzler 
keineswegs die Hoffnung aufgegeben hat, ſolche 
thatſächliche Nachgaben in abſehbarer Zeit zu er- 
halten, darauf weiſt die Aeußerung des Reichs- 
kanzlers hin, welche ein Einbringen des Geſetzent— 
wurfes über diefretionäre Vollmachten in der Nach- 
ſeſſion als leicht möglich bezeichnet. Der Brief 
des Papſtes an Herrn Melchers und die Veröffent- 
lichung des bekannten Staats-Miniſterialbeſchluſſes 
legen den Gedanken nahe, daß es den Wünſchen 
des Papſtes Leo ſicher nicht entgegen war, vor der 
großen Oeffentlichkeit eine Angelegenheit zu verhan⸗ 
deln, welche in der Umgebung des Papſtes ſelbſt, 
ſowie bei den an Fortführung des Streites In- 
tereſſirten ſo vielen Hinderniſſen begegnet. Auf die 
Anſchauungen des Reichskanzlers in dieſer Richtung 
haben einige der geſtern gefallenen Aeußerungen ein 
ſehr bemerkenswerthes Licht geworfen. 

Wiesbaden, 4. Mat. Der Kaiſer ließ ſich 
geſtern Morgen vom Hofmarſchall Grafen von 
Perponcher Vortrag halten, empfing dann den Statt- 
halter der Reichslande, Feldmarſchall von Manteuf⸗ 
fel, in Audienz, nahm den Vortrag des Civil -Ka⸗ 
biuets entgegen und machte Nachmittags eine Aus- 
fahrt. Zur königlichen Tafel waren außer dem 
Feldmarſchall von Manteuffel und mehreren Gene- 
rälen auch die Herren Oberlandesgerichts-Präſident 
Albrecht, Polizei-Präſident Hergenhahn und Ober- 
bürgermeiſter Miquel eingeladen. 

Geſtern Morgen beſuchte die Großherzogin von 
Baden das Paulinenſtift, für deſſen Einrichtungen, 
jo wie für alle Wohlthätigkeits⸗Anſtalten die hohe 
Frau ein ſehr warmes Intereſſes hat. 

Geſtern Abend waren der Katfer und die Frau 
Großherzogin im Theater, wo der erſte Akt der ko- 
miſchen Oper „Das Glöckchen des Eremiten“, der 
vierte Akt der Oper „Der Prophet“ und der dritte 
aus Wagner's „Meiſterſingern“ gegeben wurden. 
Heute Nachmittag iſt der Großherzog von Heſſen 
mit ſeinen Töchtern hier angekommen und im kö⸗ 
niglichen Schloſſe abgeſtiegen. So eben (6 Uhr) 
machen der Kaiſer und die Frau Großherzogin von 
Baden eine Spazierfahrt mit den hohen Gäſten nach 
dem Nerothal zu. 

Die Frühſalſon in unſerer Badeſtadt iſt in die⸗ 
ſem Jahre ſo beſucht, wie es ſelten der Fall war. 
Dazu iſt die Anweſenheit des Kaiſers ſtets eine 
Feſtzeit für Wiesbaden, in welcher der Zufluß der 
Fremden immer beſonders ſtark iſt. 

Wiesbaden, 5. Mal. Der Kaiſer promenirte 
heute mit der Frau Großherzogin von Baden in 
den Kuranlagen. Später nahm derſelbe die Vor⸗ 
träge des Hofmarſchalls Geh. Rath v. Wilmowski 
und des Geh. Hofraths Bork entgegen. An dem 
Diner bei dem Katjer nahmen Theil die hier an- 
weſenden Spitzen der elſaß-lothringiſchen Behör- 
den, ferner Graf Solms ⸗Roedelheim, Graf Ma- 
tuſchka, Graf Eltz und Freiherr von Rothſchild, 
welcher von dem Kaiſer noch in beſonderer Audienz 
empfangen wurde. 


Straßburg i. E., 5. Mai. Die „Elſaß⸗ 
Lothringiſche Zeitung“ erörtert gegenüber einer in 
einer Berliner Zeitung veröffentlichten Korreſpondenz 
die Frage des Gebrauchs der franzöſiſchen Sprache 
in dem Landesausſchuſſe und hebt hervor, daß die 
ſoeben beendete Seſſion durch die neue Geſchäfts⸗ 
ordnung und deren Handhabung einen bedeutenden 
Fortſchritt gegen früher darſtelle. Dieſe Geſchäfts⸗ 
ordnung belaſſe keine Zweifel darüber, daß die 
deutſche Sprache grundfäglich die amtliche Geſchäfts⸗ 
ſprache des Landes ausſchuſſes bilde. Die Vorlagen 
werden in deulſcher Sprache abgefaßt und verleſen, 


die ausführlicheren offiziellen Sitzungsberichte in 
deutſcher Sprache, daneben wird von allen Druck- 
jagen nur eine franzöſiſche Ueberſetzung ausgegeben. 


Verbindlich jedoch iſt überall der deutſche Text, der 


insbeſondere bei allen Abſtimmungen zu Grunde ge⸗ 


leg: wird. Dieſes Prinzip gelte für die Schrift- 
ſprache wie auch für die mündlichen Verhandlungen. 
Es ſei begreiflich, daß der ausſchließliche Gebrauch 
der franzöſiſchen Sprache Seitens der Mitglieder 
der deutſchen Landesvertretung jenſeits des Rheins 
Anſtoß errege. Die auch für die Regierung höchſt 
wünſchenswerthe Beſeitigung der franzöſiſchen Sprache, 
deren Gebrauch ſehr erſchwerend wirke, ſei aber zur 
Zeit nicht ausführbar, da die Abgeordneten zum 
größten Theile der deutſchen Sprache nicht mächtig 
ſeien und dieſelbe nur mühſam verſtehen. Ein 
Zwang laſſe ſich daher nicht ausüben, ohne einen 
erheblichen Theil der Verſammlung mundtodt zu 
machen. Die parlamentariſchen, auch von den Ab- 
geordneten empfundenen Schwierigkeiten ſeien groß 
genug, um allen Betheiligten den Wunſch nach 
Verhandlung in einer Sprache nahe zu legen. 
Augenblicklich ſei die Sache nicht zu ändern; man 
dürfe nicht vergeſſen, daß der größere Theil der 
Abgeordneten auf Grund früherer Wahlen in den 
Landesausſchuß eingetreten ſei. 
nur franzöſiſch redenden Mitglieder des Ausſchuſſes 
nöthigen, ſich ihrer Sprache nicht zu bedienen, ſo 
würde man ſie dadurch von den Arbeiten im Lan⸗ 
des ausſchuſſe ausſchließen und zwänge fie mittelbar 
zum Austritt. 


Die „Elſaß-Lothringiſche Zeitung“ zweifelt, 
ob eine derartige Behandlung der Sache für die po- 
litiſche Entwickelung im Reichslande dienlich ſei und 
nicht minder daran, ob eine unter ſolchen Umſtän⸗ 
den vorgenommene Neuwahl nur Deutſch redende 


Abgeordnete in den Landesausſchuß bringen würde. 


In ſolchen Fragen ſei die wachſende Einſicht der 
beſte Zwang. Wir denken, ſchließt die Zeitung, daß 
die Wähler wie die Gewählten zu einer ſolchen 
Einficht bald gelangen werden und daß es ſich um 
einen Uebergang handelt, den auf alle Weiſe abzu⸗ 
kürzen wir im Intereſſe der gemeinſamen parlamen- 


tariſchen Arbeiten, wie aus politiſcher Klugheit 
den Abgeordneten, wie den Wählern gleichmäßig 


rathen. e e 
(Ausland. 
Wien, 5. Mai. Meldung der „Politiſchen 
Korreſp.“ : 


Aus Belgrad: In dem Bezirke von Prizrend 
ſind größere Ruheſtörungen vorgekommen. Viele 
Serben find von den Arnauten getödtet worden. 
80 Familien retteten ſich auf ſerbiſches Gebiet. 

Peſt, 5. Mai. Das Unterhaus genehmigte 
die Vorlage betreffend die Eiſenbahn-⸗Konvention mit 
Serbien. Im Verlaufe der Debatte erklärte der 
Miniſter für öffentliche Arbeiten und Kommunika- 
tionen, die Regierung habe nicht nur die Abſicht, 
den Geſetzentwurf betreffend den Bau dee Eiſen 
bahnlinie Peſt⸗Semlin vorzulegen, ſondern wünſche 
auch, daß derſelbe noch in dieſer Seſſion verhan⸗ 
delt werde und Geſetzeskraft erlange. 

London, 5. Mal. Das „Reuter'ſche Bureau“ 
meldet aus Shanghai vom 7. April c.: 

Die chineſiſche Regierung hat den Kuldſcha⸗ 
Vertrag gänzlich verworfen und verlangt die bedin⸗ 
gungsloſe Wiederabtretung von Ili, gab auch zu 


verſtehen, daß fie im Weigerungsfalle dieſen Di- 
Mit Japan iſt mit Rückſicht 


ſtrikt beſetzen werde. 
auf die Differenzen mit Rußland ein gütliches Ab- 
kommen in der Frage bezüglich der Loochbo⸗Inſeln 


getroffen worden, auch läßt die Regierung Kriegs- 


vorräthe nach dem Norden dirigiren. 
London, 5. Mai. 
reau“ wird aus Simla, 5. d., gemeldet: 


Die indiſche Regierung hat dem Staatsſekre⸗ 
tär für Indien in London in einer Depeſche mit- 
getheilt, daß die Koſten für den Krieg in Afghani⸗ 
fian den in dem Budget für Indien vorgeſehenen 
Voranſchlag vorausſichtlich um wenigſtens 4 Mil- 
Eine der 
Depeſche beigefügte Note der Militärverwaltung 
übernimmt die Verantwortung für den irrthümlichen 
Voranſchlag und erklärt die Mehrausgaben durch 
die Theuerung für den Transport, das Verſiegen 
der lokalen Hülfsquellen in Afghaniſtan und die 
Verlängerung des Krieges über die angenommene 


lionen Pfd. Sterl. überſteigen werden. 


Zeit hinaus. 


London, 6. Mai. 


mouth die größte Beſtürzung verurſacht. 


haben ſchon Trauer angelegt. 


indeß die „Atalanta“ 


Schiffes entdeckt worden. 


„Times“ und „Daily News“ melden, Göſchen 
werde wahrſcheinlich für begrenzte Zeit Layard, dem 
Urlaub bewilligt worden, in Konſtantinopel als Bot⸗ 


ſchafter erſetzen. 
Konſtantinopel, 5. Mai. 

kommiſſion zur Unterſuchung des Geiſteszuſtandes 

Veli Mohameds, des Mörders des ruſſiſchen Oberft- 


lieutenants Kummerau, hat in ihrem Bericht beftä- 


tigt, daß Veli Mohamed nicht geiſteskrank iſt, es 
auch niemals geweſen it. 22 Mitglieder des Me- 
dizinalraths, darunter 8 Türken, haben ſich dem 
Gutachten der Subkommiſſion angeſchloſſen. Das 
Kriegsgericht hat den Bericht entgegengenommen 
und wird nunmehr unverzüglich zur Aburtcilung 
des Angeklagten ſchreiten. 

Die Banquiers von Galata haben beſchloſſen, 
unter dem Vorſitze des Direktors der osmaniſchen 
Bank eine Verlooſung mit einem auf 3 Millionen 
Francs veranſchlagten Erträgniß zu Gunſten der 
Nothleidenden in Armenien zu veranſtalten. 

Provinziolles. 
Stettin, 7. Mai. Darf man ein Unterneh- 


Wollte man die 


Dem „Reuter'ſchen Bu- 


Die amtliche Beſtätigung 
der Meldung, daß das Kanalgeſchwader auf ſeiner 
Kreuzungsfahrt nach den Azoren keiner Spur von 
dem Schulſchiffe „Atalanta“ begegnet, hat in an 

an 
giebt das Schiff verloren und viele Angehörige der 
320 Perſonen, die ſich an Bord deſſelben befanden, 
Die Admiralität will 
nicht von der Marineliſte 
ſtreichen, noch auch ſchon jetzt Maßregeln zur Un- 
terſtützung der hinterbliebenen Wittwen und Waiſen 
treffen, bis Beſtimmtes über das Schickſal des 


Die ärztliche Sub⸗ 


men nach ſeinem erſten Erfolge beurtheilen, fo 
möchten wir dem Herrn Bräunlich mit dem für 
das ehemals Blankenburg'ſche Etabliſſement in 
Gotzlow ins Leben gerufenen Konzert⸗Unternehmen 
ein ſehr günſtiges Prognoſtikon ſtellen. Trotz des 
etwas rauhen Nordoſtwindes und der überfriſchen 
„Maikühle“ war das Etabliſſement bei dem geſtri⸗ 
gen erſten Konzert mit etwa 2000 Perſonen be⸗ 
völkert. Das an der Nordſeite des Grundſtücks 
inmitten der dort befindlichen Veranda neu erbaute 
Orcheſter bewährte ſich durch eine vorzügliche 
Akuſtik und die konzertirende Kapelle des Herrn 
Reimer hatte dadurch eine beſonders günſtige Ge⸗ 
legenheit, ihre hübſchen und gediegenen Leiſtungen 
in das rechte Licht zu ſtellen. Das Publikum war 
ſichtlich gut amüſtrt, und der Schutz, den die Bau⸗ 
lichkeiten des Etabliſſements gegen den zudringlichen 
Nordwind gewährten, wurde dankend acceptirt. Der 
Verkehr auf der Oder war trotz der ominöſen Be⸗ 
deutung, welche der Volksmund dem Himmelfahrts⸗ 
tage beilegt, ein recht lebhafter. Das ſeit einiger 
Zeit durch die Wafjer-Revier-Bolizei ſyſtematiſch be- 
triebene Herauf- und Herunterzählen der Paſſagiere 
wurde mit etwas größerer Schonung geübt. Troß⸗ 
dem ſind nicht ſelten volle fünf Mann der Waſſer⸗ 
polizei mit dieſem Abzählen beſchäftigt. Wir ſollten 
denken, man könnte dieſe Sache doch billiger haben. 
Gerade in der Fiſcherei⸗Schonzeit möchte der Waſſer⸗ 
polizei ein dankbareres Gebiet ihrer Thätigkeit ziem ⸗ 
lich nahe liegen. 

Auch die Ruderklubs waren geſtern in Thä⸗ 
tigkeit. Einige Böte mit geſchmackvoll koſtümirten 
Ruderern fielen wohlgefällig in's Auge. Dagegen 
zeichnete ſich wiederum ein Fahrzeug durch einen 
dem engliſchen „Spleen“ abgelauſchten Anzug ſeiner 
Inſaſſen aus, welche letzteren trotz ihres abominablen 
Exterieurs ſich mit unverkennbarer Todesverachtung 
unter das übrige Publikum begaben. Man denke 
nur, weiße Jockey-Mützen, weiße Trikot⸗Hemden, 
weiße faltige, unten geſchloſſene Beinkleider bis an's 
Knie und ſchwarze Strümpfe auf denjenigen Körper ⸗ 
theilen, welche die Natur ganz nach ihrer Laune 
mit einer Wade beglückt oder nicht. Dazu hell- 
braune Schlappſchuhe! Wer lacht da nicht! Glück⸗ 
licher Weiſe ſichert die Tiefe des Stromes die nach 
Koſtüm⸗-Effekten haſchenden Herrchen gegen die Eriti- 
ſchen Begleitungsgelüſte der lieben Jugend und 
einiger Köter. Oder möchten die Herren es ein- 
mal in den Straßen Stettins verſuchen? Unſere 
Marine trägt eine ſo hübſche Uniform, daß wir 
wirklich nicht wiſſen, warum dieſelbe nicht auch un ⸗ 
ſerer rudernden Jugend genügen ſollte. 

— Der Erfolg der Donnerftag-Aufführung 
von „Die Tochter des Herrn Fabri⸗ 
cius“ ſoll, wie wir hören, ein ſo großartiger ge⸗ 
weſen ſein, daß die Direktion des Enſemble⸗Gaſt⸗ 
ſpiels ſich, auf perſönliche Bitten und Wünſche aus 
dem Publikum eingehend, entſchließen mußte, noch in 
letzter Stunde das Programm für den Freitag und 
Sonnabend zu ändern und ſtatt der bereits ange- 
kündigten Novität: „Monſieur Alphonſe“ und, Werbe⸗ 
ofſiziere“ eine nochmalige Aufführung des Wil⸗ 
brandt'ſchen Senſations⸗Schauſpiels zu veranſtalten. 
Wenn nichts mehr, jo iſt dies wohl der beſte Be- 
weis, wie ergreifend und wirkungsvoll dieſes neueſte 
Schauſpiel eines der erſten jetzt lebenden deutſchen 
Dichter auf das Publikum wirkt. Wilbrandt wurde 
übrigens telegraphiſch von dem Erfolge ſeines Stückes 
in Stettin benachrichtigt. 

— Dem Matroſen Reinberg aus Riga, wel⸗ 
cher in der Nacht vom 4. zum 5. d. Mts. in 
einem Gaſthofe auf der Baumſtraße logirte, wurde, 
während er ſchlief, eine ſilberne Cylinderuhr mit 
Goldrand und Haarſchnur geſtohlen. Der Verdacht 
der Thäterſchaft lenkt ſich auf einen jungen Mann, 
der in demſelben Zimmer geſchlafen und am nächſten 
Morgen den Gaühof ſehr früh verlaſſen hat. 

— Die „Cösliner Zeitung“ erzählt folgendes 
amuſante Geſchichtchen: „Die beabſichtigte Erhö- 
hung der Präſenzziffer der deutſchen Armee hat be⸗ 
kanntlich die Hoffnung vieler garniſonsloſen kleinen 
Städte auf Verleihung einer militäriſchen Beſatzung 
rege gemacht und dem Kriegs miniſter einen wahren 
Petitionsſturm eingetragen. Auch unſere Nachbar- 
ſtadt Rügenwalde wollte den günſtigen Moment 
nicht ungenutzt laſſen und, wie man uns erzählt, 
angereizt von der weiblichen Bevölkerung, machte ſich 
Herr Bürgermeiſter ſelbſt auf den Weg nach Ber- 
lin, um dem Kriegsminiſter die Wünſche ſeiner für 
Militär ſchwärmenden Einwohnerinnen ans Herz zu 
legen. Die Bitte des Bürgermeiſters ſollte bald 
erfüllt werden, wenn auch nicht ſeinen Abſichten ent⸗ 
ſprechend und nicht durch Herrn v. Kameke, denn 
eines ſchönen Tages kam die erbetene Garniſon mit 
der Poſt an — Infanterie und Artillerie — direkt 
von Berlin mit dem Hinweis, daß Herr Guſtav 
Kühn in Neu⸗-Ruppin etwaigem Mehrbedürfniß zu 
entſprechen in der Lage ſei. Jeder der Herren 
Stadtverordneten ſoll mit einer erllecklichen Ein⸗ 
quartirung bedacht worden ſein und hat man einen 
Rügenwalder Schalk im Verdacht mit Hilfe eines 
Berliner Geſinnungsgenoſſen den etwas ſpäten April- 
ſcherz in Szene geſetzt zu haben. Aber — Rügen⸗ 
walde hat nun ſeine Garniſon — wenn auch nur 
„auf dem Papier.“ 

— Nach Mittheilung der Königlichen Negie⸗ 
rung hierſelbſt iſt zur Bezeichnung der flach auslau- 
fenden Böſchung des alten Oſtmolenkopfes in Swi⸗ 
nemünde, auf welchem die alte Leuchtbarke ſteht, an 
Stelle des bisherigen, ein neues Seezeichen ausge⸗ 
legt worden. Daſſelbe hat die Form des früheren, 
nur iſt es größer, ſo daß ſeine Höhe 4,3 M. über 
Waſſer beträgt. — Die Königliche Regierung in 
Stralſund hat bekannt gemacht, daß in den Fahr⸗ 
waſſern des Regierungs bezirks Stralſund die Win- 
terſeezeichen eingezogen und die Sommerſeezeichen 
ausgelegt worden ſind. 


„ 


